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1 No. l/fl 

A n t rag 

der Abgeordne'ben Dr.GRUBER, Dr.~i,QCK, .GR1\F, Dr.,BAID,ER 
undGenossen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Privatschulgesetz 
geändert wird. 

Durch Artikel 11 des Vertrages zwischen dem Heiligen Stuh+ und 
der Republik Österreich vom 9.Juli 1962 zur Regelung von mit 
dem Schulwesen zusammenhängenden Fragen, BGBl.Nr.273/1962, wurde 
eine vertragliche Grundlage für Zuschüsse zum Lehrerpersonalauf­
vland der katholischen Schulen geschaffen. 

In der zweiten Hälfte des Jahres 1970 fanden Verhandlungen mit 
dem Heiligen Stuhl über die Übernahme auch der restlichen 
Personallasten der katholischen Schulen durch den Bund statt. 
Nach dem am 8.März 1971unterzeicl'meten. Zusatzvertrag zum 
erwähnten Vertrag vom 9.Juli 1962, d.er am lc.März 1971 dem 
Nationalrat zur Gene.hmigung vorgelegt· worden ist (365 der 
Beilagen zu den stenographischen Protokollen des i{ationalrates 
XIL.GP.), soll dem Ausmaß der Zuschüsse für die katholischen 
Schulen von derzeit 60% auf 100% des Lehrerpersonalaufwandes 
erhöht werden. 
Dieser Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und der Republik 
Österreich macht eine neuerliche Änderung des Privatschul­
gesetzes BGBl. Nr. 24.4/1962 erforderlich. In der XII. G-esetzgebungs­
periode brachte o.ie Bundesregierung unter 507 der Beilagen zu 
den stenographischen Protokollen eine'Regierungsvorlage ein, 
mit der der geänderten rechtlichen Situation. Rechnung getragen 
vIerden sollte. In der damaligen Regierungsvorlage ;,var allerdings 
unter dem Punkt 3 ein neuer § 20a eingefügt~ der über die 
zwischen dem Heiligen Stuhl und der Bundesregierung vereinbarten 
Zuschüsse zum Lehrerpersonalaufwand der katholischen Schulen 
gehend. kei.ne weiteren Subventionen zu.läßt, diese sogar aus­

drücklich verbietet. 

hinaus- ' 

..;.J 
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Die Östex..'reichische Volkspartei hat sich mit dieser Bestill1.'Ilung der 
damaligen Regierungsyorlage ~ die in keinerlei kausalem Zu.SS.mlnen­
hang mit dem zwischen dem Heiligen Stuhl und der Republik 

, Österreich geschlossenen Vertrag stai1..d, nicht einverstanden' 

e.rklärt. 
I 

Sowohl die sozialistische ,Partei J ~.'I'ie ~uch die freiheitliche 
Partei Öster2:'eichs haben daraufhin auf die gesetzliche Verankerung 

I 

des Vertrages mit dem HeiligeIi Stuhl durch die Rückverweisung 
. I .' 

der Regie:rrmgay;,oilage an den Ausschuß verzichtet ~ 

Die österreichiscneVülkspartli ist der Ansicht, daß es die Auf­
gabe der Bundesregierung ist, igeSChlossene Verträge einzuhalten 
und gesetzliche Bestimmungen zu beachten. TIer de~zeitige 

I 

rechtlich offene Zustand hinsichtlich der Bestimmungen des Ver-
trages mit dem Heiligen Stuhllläßt sich so wie schon in der. . 
XII. Gesetzgebungsperiode auch jetzt in der XIII.Gesetzgebungs-

I 

periode nicht rechtfertigeno Auch die in der Regierungsvorlage 
I 

507 der Beilagen der XlIoGeseiizgelmngsperiode enthaltenen Be-
stirnmungen, wonach konfessiondlle p~ivate Pflichtsch:üen weder 
vom Bund noch von Iländer und. ~emeinden Subventionen gewährt 

'{Ierden dü:cfen, ist völlig unhaltbar. 
Schließlich kann zwischen der \gesetzlichen Verankerung des 

Vertrages mit dem Heiligen StJhl und des Subventionieru..llgsve:r:-
. I 

totes nach Ansieht der österre\iChiSchen Volkspartei kein 
Junktim hergestellt Tllerdeue 

DiBunterfex;'tigten AbgeordnBten stellen den 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
Bundesgesetz vom 
geänder·t wird" 

mi t dem das J?ri va-tischu.lgesetz 

Der NationaJ.<rat hat beschlossell~ 

Das Privatschulgesetz, :SGBl.Nr.244/1962~ 'idrd vrie folgt geändert: 

10 § 18 ~at zu lauten: 

AU.smaß der Sub v e n t i 0 TI e n 

(1) J.~ls Subyen.:tio1'1 si1'1(l den geset.z:U.ch ane:clcanntm.l Kirchen 

tlild ReligivHsgesellschaften für die l:cnfessionellen Schu.len 
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jene Lehrerdienstposten zur Verfügung zu stellen, die zur 

Erfüllung des Lehrplanes der betreffenden Schule erforderlich 

sind (einschließlich des Schullei ters und. der von den Lehrern 

an vergleichbaren örrfentlichen Schulen zu erbringendt,'1n Neben­

.1 ei SitlU1.g) sowtJ.i t das Verllältn.:i,s zvlischen de-rZahl der Schüler 

und der Zahl der Lehrer der betreffenden konfessionellen 

Schule im wesentlichen jenem an öffentlichen Schulen gleicher 

oder -,rergleichba;rer Art und vergleich-barer örtltcher Lage 

elitspricht, 

(2) Die gemäß Abso 1 den einzelnen konfessionellen Schulen zu­
kommenden Lehrerdienstposten hat die zuständige Schulbehörde 

auf Antrag der für die Schule entsprechend den § -17 .fl..bso2 

in Betracht korhmenden Kirche oder Religionsgesellschaft fes·t­

zustellen .. 

(3) Die gesetzlich anerkannte Kirche oder Religionsgesellschaft 

hat Umstände, die eine Auswirkung auf die Anzahl der einer 

konfessionellen Schule zukommenden I,ehrerdienstposten zur , 
Folge haben können? unve:czüglich der zuständigen Schulbehörde 

zu melden. 

(4) Die zuständige Schulbehörde hat bei .i:lliderung der Voraus­

setzungen nach Abs 0 1 die Anzahl der (leI' Schule zukonLruenden 

Lehrerdienstposten neu festzustellen • 
• 

(5) ,'renn für eine konfessionelle Schule 

a) erstmals um das Öffentlichkei.tsrecht angesucht wurde oder 

11) im vorangegangenen Schuljahr das Öffen1l:Lchkeitsrecht 

verliehen und nicht gemäß § 16 Abs. " e°r.,. tzogen vJorden ist 

sowie für das laufen.de Schuljahr Uln die Verlelhung etos 

ÖffentlicbJ.ceitsr8chtes ansucht wurde p 

1st sie hinsichtlich der Sttbventionie::cung auf Antrag der 

betreffcnß.en gesetzlich anerkannten KiI.'che od.er ReligioEs­

gesellschaft so zu behandeln, als ob ihr das Öffentlichkei t~1-' 

recht bereits verliehen wordeIl wäre 0 Wird das Ö.ffentlichlcei ts··· 

recht j eelach nicht verliehen, so hitt d.ie gesetzlich anerkannte 

Kirche oder Religion.sgesellschaft dem BUrl.d den durch d:Le 

Subventionierung ent0tandenen Aufv.rancl zu ersetzen. 

(6) Dj.e }'eststellung der den einzelnen lwnfessionellen Sehulen 

zukommenden Lehrerdieni:1tposten wLr.d rr.üt Begi:nn eles auf' d.le 

Eilfbringuug d.es Antx:ageß gemäßAbs.i~ und die }illderung der 

maßgebJ5chen Voraussetzungen :folgenden Ivlona"tJserßten w5rksa·U1 1 
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sofern der Ar..trag jedoch für ein bevorstehendes Schuljahr 
oder einen bevorstehenden Teil eines Schuljahres vorgelegt 
\'!ird, frühesten,s mit Beginn d,es Schuljahres heziehu,ngs­
\'leis;~ desTEdJ.,es aGs Schuljahres. " 

2. Im § 19 haben an die Stelle der Abs. 3 und 4 folgende AbSa 3 
bis 5 zu treten: 
II(~) Istdi'e Zuweisu,ng eines Ilehrers nach Abso 1 nicht 
niÖgl~ch, so hat der Bl).l1d für .den .,u:nter4-'ichteJ,'lden LJ?hrer eine 
Vergütung in der Höhe der Entlohnwlg zu leisten, die diesem 
Lehrer ßustehen vlÜrde, wenn er entsprechend der Art der be­
treffenden Schule ent\l-Teder Bundes- oder Landesvertragslehrer 
wäre • Erfüllt dieset- Lehrer die Anstellungsei'fo~dernisse nicht, 
ist die Vergütung in der Höhe der Entlohnung festzusetzen, die 
in gleichartigen Fällen in der Regel Bundes(IJandes)-vertrags­
lehrern gegeben wird. Der Bund hat auch die für einen solchen 
Lehrer für den Dinstgeber auf Grund gesetzlichEir Vorschriften 
anfallenden Leistungen bis zu der der Vergütung entsprechenden 
Höhe zu ersetzen. Durch die Zahlung der Vergütung wird ein 
Dienstverhältnis zum Bund nicht begründet • 

. (4) Die Vergütung gemäß .A bs. 3 ist an den unt.errichtenden 
Leh1.l,e::r,> auszuzahlen. Sofern der Lehrer jedoch Angehörlger 
eines Ordens oder einer Kongregation der katholischen Kirche 
ist und die Schule,an der er unterrichtet, von diesem Orden 
oder Kongregation erhalten wird, 'ist die Ve'rgütungan den 
Schulerhalter zu zahlen. 
(5) 'vlird einer konfessionellen Schule das Öffentlichkeitsrecht 
rückvlirkend verliehen und \'rurde kein' Antrag gemäß § 18 Abs. 5 
gestellt, ist der in Betracht kommenden gesetzlich anerkanrlten 
Kirche oder Religionsgesetllschaft für diese Schule der 
Leh..rerpersonalauf'ltland zu zahlen, den der Schulerhalter für 
die dort unterrichtenden Lehrer ausgegeben hat, höchstens 
jedoch im Ausmaß des Betrages, der bei Anvlendung der Abs. 3 und 
4 bezahlt worden wäre. tl 

3. § 23 Abs. 2 lit$c hat zu lauten: 
IIC) für die Subvention,ierung von Privatschulen geriläß§ 21 mit 

Ausnahme der nach Abs. 5 zu beurteilende~(l Zuständigkeiten 
fU:r die einzelne Zuweisung von Lehrerno" 

.. 
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4. § 23 Aba. 3 hat zu lauten: 

ll( 3) Bei pJ;'ivat,en Volks-; Haupt-~ und, Sönderscrll1:i;len Ul19. 

Polytechnischen Lehrgängen 80"118 bei privaten Schülerheimen, 

sOl,vei t sie ausschließlich oder vorwiegend von Schülern 

derartiger öffeni;licher oder privaten Schulen besucht werden, 

B~tnddie nach (lie.f?6n1 Btm~e$ge.setz in :Setracht lJ,:onimGfld$n 

Anzeigen und Ansuchen (ausgenommen in Angelegenheiten der 

Subventionierung von konfessionellen Privatschulen) beim 

örtlich zuständigen Bezirkssch1.l.1rat einzubringen, '~,relcher 

si,e mit seiner Stel'lungnahme dem Landesschulrat vorzulegen 

hat. Für diese Schulen ist der örtlich zuständige Bezirks-­

schulrat zuständige Schulbehörde im Sinne des § 16 Abs. 2 

zv/ei ter Satz sn 

(1) Die Bestimmungen des Art. I treten mit 1" September 1971 

in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes­

minister für Unterricht und Kanst betraut. 

In formeller Hinsicht vnra. beantragt l' diesen Antrag unter 

verzichiji,k.up'f die )5rl:?te Lesung dem Unterricht~a1.H3Scl1'7tß z)lzU1.v8isen. 
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